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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

Dans son discours pour l'année 2017, la présidente de la Confédération Doris Leuthard
appelle à plus de solidarité et de cohésion en Suisse. La conseillère fédérale se montre
optimiste pour l'avenir de la Suisse et rappelle que des décisions importantes touchant
les générations à venir ont été prises, comme la stratégie énergétique 2050, le tunnel
du Gothard ou encore le frein à l'endettement. Dans son discours, Doris Leuthard tient
également à préciser que la Suisse est un pays stable malgré une situation à
l'internationale des plus précaires. Mais pour conserver cette stabilité, la cohésion
interne est d'autant plus nécessaire. Finalement, elle souhaite à toutes les personnes
éloignées de leur foyer et à toutes personnes subissant violences et attentats que
l'année 2017 leur apportera calme et paix et ainsi un peu de normalité dans leur vie. 1

ANDERES
DATUM: 03.01.2017
KAREL ZIEHLI

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die «Zauberformel» für die parteipolitische Zusammensetzung des Bundesrats geriet
zwar auch im Berichtsjahr nicht ernsthaft in Gefahr, wie üblich war sie aber einigen
Belastungsproben ausgesetzt. Zuerst rückte die Regierungsbeteiligung der SP ins Visier.
Anlass war die Drohung von Parteipräsident Bodenmann, im Zusammenhang mit der
Beschaffung der FAI18-Kampfflugzeuge eine Strafanzeige gegen den freisinnigen
Bundesrat Villiger einzureichen. Mit einer öffentlichen Entschuldigung für diesen
"politischen Fehler" gelang es Bodenmann, die erbosten bürgerlichen Parteispitzen
wieder zu besänftigen. Später führte die Opposition der SVP zum EWR-Vertrag und der
populistische Stil einiger ihrer Exponenten im Verlauf der Abstimmungskampagne zu
Diskussionen über den Sinn und Zweck der Bundesratsbeteiligung dieser kleinsten
Regierungspartei. 2

ANDERES
DATUM: 08.12.1992
HANS HIRTER

Am 13. Januar gab der Chef des EDA, der Neuenburger René Felber (sp), bekannt, dass
er aus gesundheitlichen Gründen nach fünfeinhalbjähriger Amtszeit auf Ende März
zurücktreten werde. Der abtretende Bundesrat wurde allgemein für sein
europapolitisches Engagement und für sein Bestreben, die Aussenpolitik dem Volk
näher zu bringen, gewürdigt. 3

ANDERES
DATUM: 13.01.1993
HANS HIRTER

In den Spitzen der vier Bundesratsparteien herrschte Einigkeit, dass der frei werdende
Sitz bei der SP verbleiben sollte. Ebenso unumstritten war, dass, gerade nach der
Majorisierung der französischsprachigen Schweiz in der EWR-Abstimmung vom 6.
Dezember 1992, wieder eine Person aus dieser Sprachregion gewählt werden sollte,
wobei der Kanton Waadt infolge des Sitzes von J.-P. Delamuraz allerdings ausschied.
Die Leitung der SP selbst machte rasch deutlich, dass es ihr sehr wichtig sei, eine Frau
in die Landesregierung zu bringen. Mit diesen Vorgaben war die Auswahl bereits stark
eingeengt. Die im Herbst 1991 in den Nationalrat gewählte Genferin Christiane Brunner
war die einzige sozialdemokratische Politikerin, welche diese regionalen
Voraussetzungen erfüllte und gleichzeitig auch ausserhalb ihres eigenen Kantons
bekannt war. Von den bisherigen 99 Bundesräten hatten nur gerade drei weder dem
nationalen Parlament noch einer kantonalen Regierung angehört. Die 46jährige Juristin
hatte erstmals im Sommer 1991 als eine der Hauptinitiantinnen des Frauenstreiks
landesweit auf sich aufmerksam gemacht und war Ende 1992 zur Präsidentin des SMUV
gewählt worden. Sie wurde von der Genfer SP-Sektion für den Bundesrat portiert. 4

ANDERES
DATUM: 28.01.1993
HANS HIRTER
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Neben Brunner wurden aber auch männliche Kandidaten ins Spiel gebracht. Als einziger
verblieb schliesslich der von der Neuenburger SP vorgeschlagene Regierungs- und
Nationalrat Francis Matthey. Der Vorstand der SPS beschloss mit 80 Stimmen, Brunner
zu portieren ; neun hatten für Matthey votiert, ein Antrag auf eine Doppelkandidatur
wurde nicht gestellt. Matthey erklärte, dass er vor der Annahme einer allfälligen Wahl
durch die Bundesversammlung zuerst mit der Fraktion und der Partei Rücksprache
nehmen würde. In der für die Nomination schlussendlich zuständigen SP-Fraktion
entfielen 32 Stimmen auf Brunner als offizielle Kandidatin und 10 auf Matthey; mit 27
gegen 13 Stimmen wurde von einer Doppelkandidatur abgesehen. Die Fraktionen der
drei bürgerlichen Bundesratsparteien verzichteten darauf, eine Wahlempfehlung
abzugeben; die Ansprüche der SP und der französischsprachigen Schweiz blieben aber
unbestritten. 5

ANDERES
DATUM: 02.03.1993
HANS HIRTER

Die Reaktionen auf diese zweite Nichtwahl einer offiziellen SP-Kandidatin — 1983 hatte
das Parlament anstelle von Lilian Uchtenhagen Otto Stich gewählt — fielen sehr heftig
aus. Bereits während des Wahlaktes demonstrierten rund 500 Frauen vor dem
Bundeshaus für die Wahl Brunners. Auch bürgerliche Parlamentarierinnen sprachen
empört von Affront und männlicher Machtpolitik. Andere Frauen sahen einen Teil der
Verantwortung auch bei der SP, welche an der zwar von den Medien unterstützten, im
Parlament aber offensichtlich nicht mehrheitsfähigen Alleinkandidatur Brunners
festgehalten hatte.

Die Mitglieder der SP reagierten rasch und heftig. Von einer Reihe von Sektionen wurde
die Parteileitung aufgefordert, an der Kandidatur Brunner festzuhalten und im Falle
einer erneuten Nichtwahl aus der Regierung auszutreten. Einzig die SP des Kantons
Neuenburg sprach sich für eine Wahlannahme Mattheys aus. Die bereits als neue
Kandidatin gehandelte SP-Fraktionschefin Ursula Mauch (AG) gab bekannt, dass sie auf
keinen Fall kandidieren werde, um den zweiten Bundesratssitz der Westschweiz nicht
zu gefährden.

Hingegen tauchte der bereits in den Vorabklärungen gefallene Name von Ruth Dreifuss
wieder auf. Die 53jährige Sekretärin des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes ist
französischer Muttersprache und in Genf aufgewachsen; infolge ihrer beruflichen
Tätigkeit war sie aber seit gut zwanzig Jahren in Bern wohnhaft. Sie hatte dort auch
bereits im städtischen Parlament gesessen und auf der SP-Nationalratswahlliste
figuriert, aber noch kein kantonales politisches Amt ausgeübt. Damit galt nach dem
Garantiegesetz der Wohnort als ausschlaggebend für die Kantonszugehörigkeit. Von
verschiedener Seite wurde die Idee geäussert, dass bei einer Deponierung ihrer
Schriften in Genf einer Wahl aus rechtlichen Gründen nichts entgegenstehen würde.
Politisch, nicht aber vom Alter und Erscheinungsbild her, waren nach allgemeiner
Einschätzung kaum Unterschiede zwischen den beiden Gewerkschafterinnen
auszumachen.

Die Sitzung des Vorstands der SP vom 6. März in Zürich wurde begleitet von einer rund
8'000 Personen zählenden Demonstration für Brunner. Der Vorstand beschloss, dass
für ihn nur die Wahl einer französischsprachigen Gewerkschafterin akzeptabel sei. Die
Empfehlung an die Fraktion, an einer Alleinkandidatur Brunner festzuhalten, wurde mit
50:40 Stimmen freilich nur relativ knapp gutgeheissen. Zwei Tage später beschloss die
SP-Fraktion, sowohl Dreifuss als auch Brunner zur Wahl vorzuschlagen. Der gewählte
Matthey erklärte, dass er diesen Vorschlag akzeptiere, um eine Regierungskrise zu
verhindern. Während in Basel und Schaffhausen ebenfalls grosse Kundgebungen
zugunsten Brunners stattfanden, kam es in der Westschweiz nur zu vereinzelten
kleineren Manifestationen. 6

ANDERES
DATUM: 06.03.1993
HANS HIRTER

Die am folgenden Tag vorgenommene Departementsverteilung entsprach weitgehend
den Erwartungen. Flavio Cotti wechselte ins EDA, für welches auch Koller Interesse
nachgesagt worden war, und überliess damit der Neugewählten das von ihr bevorzugte
Departement des Innern. 7

ANDERES
DATUM: 11.03.1993
HANS HIRTER
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Am 30. August teilte der im Dezember 1983 gewählte Bundesrat Otto Stich (sp) zur
allgemeinen Überraschung mit, dass er auf Ende Oktober demissionieren werde. Im
Laufe des Jahres hatten sich zwar bürgerliche Politiker mehrmals für seinen Rücktritt
ausgesprochen. Aber noch Mitte August hatte das SP-Sekretariat erklärt, dass mit einem
Rücktritt nicht zu rechnen sei. In Würdigungen wurde Stichs Leistung als Finanzminister
gelobt; namentlich in der französischsprachigen Schweiz wurde aber auch seine EU-
kritische Haltung und sein als ungenügend empfundenes Bemühen um die
Kontaktpflege mit der Romandie kritisiert. 8

ANDERES
DATUM: 30.08.1995
HANS HIRTER

Am 14. Januar gab Bundesrat Jean-Pascal Delamuraz seinen Rücktritt auf Ende März
bekannt. Der amtsälteste Bundesrat, der sich in den letzten Jahren mehrerer
Operationen hatte unterziehen müssen, machte für seinen Entschluss gesundheitliche
Gründe geltend. Der für seine Vitalität und seinen Charme vor allem in der
französischsprachigen Schweiz hoch geschätzte Politiker hatte seit 1987 dem
Volkswirtschaftsdepartement vorgestanden. In Würdigungen wurden seine Verdienste
um die Einleitung der Landwirtschaftsreform, die Revision des Wettbewerbsrechts und
den Beitritt zum WTO hervorgehoben. Sein Einsatz für einen sozialen Ausgleich hatte
ihm gerade in der von der Wirtschaftskrise der neunziger Jahre gebeutelten
Westschweiz zusätzliche Beliebtheit verschafft, war hingegen vom wirtschaftsliberalen
Flügel der FDP nicht immer geschätzt worden. Nach weiteren notwendig gewordenen
Operationen verstarb Jean-Pascal Delamuraz am 4. Oktober im Alter von 62 Jahren. 9

ANDERES
DATUM: 16.01.1998
HANS HIRTER

Der Zürcher Nationalrat Blocher (svp) lancierte im Januar die Idee, die Bundesräte
nicht mehr vom Parlament, sondern direkt vom Volk wählen zu lassen. Als Begründung
für diese Forderung gab er an, dass die Regierung dann verpflichtet wäre, den
„Volkswillen“ nicht mehr zu missachten. Diese Forderung war bisher mehrmals von
jeweiligen Nichtregierungsparteien (SP, später Grüne und LdU) vorgebracht worden und
vom Parlament (letztmals eine parlamentarische Initiative Robert, gp, BE, 1994) (93.412)
oder vom Volk (Volksinitiative der SP 1942) deutlich abgelehnt worden. Die Zürcher SVP
übernahm Blochers Vorschlag, eine Volksinitiative für die Volkswahl des Bundesrates zu
lancieren. Die Delegiertenversammlung der nationalen SVP befasste sich am 4. Juli mit
dem Anliegen. Dieses wurde namentlich von Abgeordneten der Berner und der
welschen Kantonalsektionen, aber auch von prominenten SVP-Politikern aus anderen
Kantonen als populistisch und zudem als gefährlich für den Zusammenhalt der Schweiz
bekämpft, da ohne komplizierte Quotenregelungen keine angemessene Vertretung der
verschiedenen Sprachgruppen erreicht werden könnte. Der Antrag der Kritiker, auf eine
Initiative zu verzichten, wurde zwar knapp abgelehnt. Die Delegierten traten aber auch
auf die sofortige Lancierung einer Volksinitiative nicht ein, sondern beschlossen auf
Antrag der Parteileitung, zuerst einmal abzuklären, ob das Anliegen auch im Rahmen der
Staatsleitungsreform durchsetzbar sei. 10

ANDERES
DATUM: 04.07.1998
HANS HIRTER

Bereits im März bestand für die Bundesversammlung die Möglichkeit, von den
erweiterten Auswahlmöglichkeiten Gebrauch zu machen; genutzt wurde sie allerdings
nicht. Am 13. Januar hatten die beiden christlichdemokratischen Bundesräte Arnold
Koller und Flavio Cotti ihre Rücktritte auf Ende April bekannt gegeben. Beide waren
1986 in die Landesregierung gewählt worden. Obwohl beide versicherten, autonom und
ohne Druck ihrer Partei zu diesem Entschluss gekommen zu sein, interpretierte ein
guter Teil der Medien (und auch die Konkurrenzparteien) diesen Entscheid als
geschicktes taktisches Manöver zugunsten der CVP. Damit würde diese Partei, der
allenthalben eine Wahlniederlage im Herbst vorausgesagt wurde, positiv ins Gespräch
gebracht und zudem ihre beiden Sitze im Bundesrat gegen Ansprüche der nach den
Wahlen aller Voraussicht nach wählerstärkeren SVP abgesichert. 11

ANDERES
DATUM: 13.01.1999
HANS HIRTER

Der Anspruch der CVP auf die Wiederbesetzung beider Sitze blieb unbestritten. Sowohl
in den Medien wie auch bei den Parteien war von Anfang an klar, dass unter den
Gewählten eine Frau sein sollte. Das von den Medien sofort in Gang gesetzte
Kandidatenkarussell sah rasch die St. Galler Regierungsrätin Rita Roos und den
Freiburger Nationalrat Joseph Deiss in der Favoritenstellung. Nicht nur, aber doch vor
allem aus der Westschweiz wurde die Forderung angemeldet, dass als Nachfolger für
den Tessiner Cotti ein Kandidat der lateinischen Schweiz gewählt werden müsse. Dies
sei nicht nur für den Zusammenhalt der Schweiz, sondern auch der CVP wichtig. Dass es

ANDERES
DATUM: 20.01.1999
HANS HIRTER
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sich dabei um einen Mann handeln würde, war angesichts des Mangels an geeigneten
französisch- resp. italienischsprachigen CVP-Politikerinnen naheliegend. Als mögliche
Kandidaten wurden neben Deiss, der zwar deutscher Muttersprache ist, aber als
Gemeindepräsident einer französischsprachigen Gemeinde als zweisprachig gilt, der
jurassische Regierungs- und ex-Ständerat Jean-François Roth ins Spiel gebracht. In der
Westschweiz gab es allerdings auch Stimmen für die Wahl von Deutschschweizern.
Dabei wurde argumentiert, dass eine Fortsetzung der Übervertretung der lateinischen
Schweiz es dem Bundesrat nicht erleichtern würde, die mehrheitlich euroskeptischen
Deutschschweizer von der Notwendigkeit eines EU-Beitritts zu überzeugen. Das Tessin
wirkte in der Verteidigung „seines“ Sitzes nicht eben überzeugend. Als Grund dafür
wurde, neben der objektiven Feststellung, dass die italienische Sprachgruppe keinen
Anspruch auf eine permanente Übervertretung im Bundesrat anmelden könne, auch das
Interesse der anderen Tessiner Parteien gesehen, die den Weg für spätere eigene
Kandidaten nicht verbauen wollten. 12

Als erste Kantonalpartei nominierte die Freiburger CVP mit Joseph Deiss ihren
Kandidaten. Mit den Nationalräten Remigio Ratti (TI), Peter Hess (ZG), Adalbert Durrer
(OW), Jean-François Roth (JU) sowie Ständerat Bruno Frick (SZ) wurden von den dafür
zuständigen Kantonalsektionen weitere männliche Bewerber angemeldet. Dabei wurde
von den Medien die Kandidatur von Parteipräsident Durrer als für die CVP nicht ganz
unproblematisch erachtet, da davon ausgegangen werden konnte, dass die Fraktion
nicht darum herumkommen würde, neben einer Frau auch ihren Präsidenten zu
nominieren, was die Chancen einer „lateinischen“ Kandidatur gefährden würde. Der in
den letzten Jahren von vielen Medien als Kronfavorit für einen CVP-Bundesratsposten
gehandelte St. Galler Nationalrat Eugen David verzichtete angesichts der beiden
aussichtsreichen weiblichen Kandidatinnen aus der Ostschweiz darauf, sich um eine
Nomination zu bewerben. Die Auswahl von weiblichen Kandidatinnen der CVP war nicht
ganz ohne Probleme. National bekannte Politikerinnen, wie etwa die Nationalrätinnen
Judith Stamm (LU) oder Rosmarie Zapfl (ZH), welche 60 und mehr Jahre zählen, wurden
parteiintern als zu alt beurteilt. Von den kantonalen Regierungsrätinnen stellten sich
einige, welche auch national über einen gewissen Bekanntheitsgrad verfügen, nicht zur
Verfügung (Brigitte Mürner, LU, Elsbeth Schneider, BL). Von ihren Kantonalsektionen als
offizielle Kandidatinnen angemeldet wurden schliesslich die Regierungsrätinnen Rita
Roos (SG) und Ruth Metzler (AI).

Zur Nachfolge von Arnold Koller präsentierte die CVP-Fraktion Ruth Metzler und Rita
Roos, ohne sich für eine der beiden zu entscheiden. Sogar ein Dreierpack mit
Parteipräsident Durrer sowie Deiss und Ratti schlug sie für den zweiten Bundesratssitz
vor. Die Fraktionen der anderen Bundesratsparteien verzichteten darauf,
Empfehlungen für die Wahl abzugeben und der Anspruch der CVP auf die
Wiederbesetzung der beiden Sitze wurde weiterhin von keiner Seite in Frage gestellt. 13

ANDERES
DATUM: 10.03.1999
HANS HIRTER

Der Wahlsieg der SVP bei den Nationalratswahlen, welcher sie von der viertgrössten
zur wählermässig stärksten Partei hatte anwachsen lassen, belebte die sporadisch
aufkeimende Diskussion um die Fortführung der sogenannten Zauberformel für die
parteipolitische Zusammensetzung der Landesregierung. Unmittelbar nach den
Nationalratswahlen verlangten Parteipräsident Maurer (ZH) und Nationalrat Blocher
(svp, ZH) einen der beiden CVP-Sitze, da diese nun zur schwächsten Bundesratspartei
geworden sei. Diese Forderung wurde von der SVP übernommen; die von der Partei
reklamierte Aussprache über eine neue Regierungszusammensetzung stiess aber bei
den anderen Bundesratsparteien auf kein Interesse. Die FDP zeigte keine Lust, einen
der beiden im Frühjahr frisch gewählten CVP-Vertreter bereits wieder abzuwählen, und
auch die SP konnte kein Interesse an der Schwächung der politischen Mitte zugunsten
der SVP haben. In der Folge änderte deshalb die SVP ihre Stossrichtung und verlangte
einen der beiden SP-Sitze. Mit dieser Forderung konnte sie zwar bei einigen
Freisinnigen auf Unterstützung hoffen, provozierte aber auch eine Gegenreaktion bei
der SP, welche erklärte, dass bei einer Abwahl eines ihrer beiden Regierungsmitglieder
auch das andere zurücktreten würde. Die FDP gestand zwar zu, dass eine rein
bürgerliche Regierung nicht ohne Reiz wäre, gab aber zu bedenken, dass die
bestehenden Volksrechte die Regierungspolitik lähmen könnten und zudem der SP ihre
Oppositionsrolle zu einfach machen würden. Ende November nominierte die SVP-
Fraktion ihren Bisherigen Adolf Ogi sowie, als Herausforderer für die beiden
Sozialdemokraten, Christoph Blocher. Die CVP-Fraktion sprach sich einstimmig und die
FDP-Fraktion bei einigen Gegenstimmen für die Bestätigung der Bisherigen und damit

ANDERES
DATUM: 14.12.1999
HANS HIRTER
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gegen die Wahl von Blocher aus. 14

Die SVP reaktivierte zu Jahresbeginn ihr 1998 zurückgestelltes Projekt der Volkswahl
des Bundesrats. Sie stellte ein von Nationalrat Mörgeli (ZH) ausgearbeitetes Modell vor,
das nach dem Vorbild des bernischen Wahlrechts einen einzigen Wahlkreis, aber
Garantien für die Berücksichtigung der nichtdeutschsprachigen Regionen vorsah. Wie
bereits vor zwei Jahren wurde auch parteiintern an diesem Vorhaben heftige Kritik
geübt. So lehnte etwa die Aargauer SVP die Volkswahl ab, weil diese die kleinen Kantone
und die Randregionen benachteiligen würde. Die Parteileitung begründete ihren
Entscheid, der Delegiertenversammlung nicht wie geplant am 15. April die Lancierung
einer entsprechenden Volksinitiative vorzuschlagen jedoch nicht damit, sondern mit
der Priorität der Einreichung der beiden 1999 lancierten Volksinitiativen
(Nationalbankgold und Asylrecht). Das Versprechen, die Bundesratswahlinitiative auf
jeden Fall noch im Jahr 2000 lancieren zu wollen, konnte nicht eingehalten werden. 15

ANDERES
DATUM: 15.04.2000
HANS HIRTER

Mitte Oktober gab Bundespräsident Adolf Ogi (svp) bekannt, dass er auf Ende Jahr aus
der Regierung zurücktreten werde. In seiner dreizehnjährigen Amtszeit hatte Ogi
zuerst dem Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement (heute UVEK) und dann dem
Militärdepartement (heute VBS) vorgestanden. Seine spontane und volksnahe Art, seine
Dialogbereitschaft und sein Kommunikationstalent, aber auch sein Wirken um eine
Verbesserung des Bildes der Schweiz im Ausland wurden in Rückblicken allgemein
gelobt. In kaum einem Medienkommentar fehlte der Ausdruck des Bedauerns über
seinen Rücktritt. 16

ANDERES
DATUM: 25.10.2000
HANS HIRTER

Als mögliche Nachfolgekandidaten Ogis wurden von der Presse sofort die Ständeräte
Christoffel Brändli (GR) und Samuel Schmid (BE), Nationalrat Ulrich Siegrist (AG) sowie
die Zürcher Regierungsrätin Rita Fuhrer und ihr Thurgauer Amtskollege Roland Eberle
genannt. Damit war auch das politische Spektrum der SVP einigermassen abgedeckt:
Siegrist gilt als Exponent des liberalen Flügels, und Schmid hatte sich mehrmals als
Kritiker einer nationalistischen und populistischen Parteilinie hervorgetan, Brändli
wurde etwa in der Mitte der Partei eingeordnet und Eberle und Fuhrer galten vor allem
wegen ihren Positionen in der Asylpolitik als Vertreter des rechten Parteiflügels. Siegrist
verzichtete auf eine Kandidatur; die anderen vier wurden von ihren Kantonalsektionen
nominiert. Eine Woche vor der Wahl stellte die SVP-Fraktion Fuhrer und Eberle als
Kandidaten auf. Die nichtberücksichtigten Schmid und Brändli erklärten, dass sie trotz
dieses Verdikts eine Wahl zum Bundesrat annehmen würden. 17

ANDERES
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Die Grünen kündigten kurz nach Ogis Demission an, dass sie eine eigene Kandidatin
aufstellen würden, was sie mit der Nominierung von Nationalrätin Cécile Bühlmann (LU)
dann auch taten. Die SP versuchte vergeblich, die FDP und die CVP von der
Opportunität eines Rauswurfs der SVP aus der Regierung zu überzeugen. Ihr Angebot,
zu diesem Zweck eine freisinnige Kandidatur zu unterstützen, fand lediglich bei einigen
Freisinnigen aus der Romandie Interesse. Der Versuch, die SVP aus dem BR
abzuwählen, fand in der SP-Fraktion mit 29:5 Stimmen eine klare Mehrheit. Danach
lancierten einzelne SP-Politiker die Idee, mit Ulrich Siegrist wenigstens einen möglichst
weit vom politischen Kurs seiner Partei entfernten Vertreter der SVP zu wählen. Ganz
zum Schluss der Kampagne versuchte die SP dann auch noch, den FDP-Präsidenten
Franz Steinegger (UR) ins Spiel zu bringen. Die FDP und die CVP hatten zwar keine Lust,
der SVP den Bundesratssitz zu entreissen; aber sie machten von Anfang an klar, dass sie
niemanden unterstützen würden, der auf der radikalen aussenpolitischen Linie von
Nationalrat Blocher und seiner Zürcher SVP politisiert. Da Eberle und auch Fuhrer
sowohl beim UNO-Beitritt als auch bei der Frage der Bewaffnung von schweizerischen
Armeekontingenten bei Friedenseinsätzen im Ausland eine von Blocher divergierende
Meinung vertreten, waren für sie grundsätzlich alle vier SVP-Politiker wählbar. Beide
Fraktionen verzichteten darauf, eine bestimmte Kandidatur zu unterstützen. Die
Fraktion der Liberalen sprach sich für Schmid aus. 18
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Am 30. September gab die Genfer Bundesrätin Ruth Dreifuss ihre Demission auf Ende
Jahr bekannt. In ihrer knapp zehnjährigen Amtszeit hatte die Sozialdemokratin dem EDI
vorgestanden. In den Medien wurde sie als warmherzige und humorvolle Person
gewürdigt, die ihre sozialpolitischen Anliegen mit grossem Engagement – Kritiker aus
den Reihen der bürgerlichen Parteien bezeichneten es auch als Sturheit – vertreten
hatte. (Zur turbulenten Wahl von Dreifuss siehe hier.) 19

ANDERES
DATUM: 30.09.2002
HANS HIRTER

Dass der freiwerdende Sitz bei der SP bleiben sollte und vorzugsweise mit einer Frau
aus der lateinischen Schweiz zu besetzen sei, wurde nur gerade von der SVP bestritten.
Die Medien brachten die Regierungsrätinnen Micheline Calmy-Rey (GE) und Patrizia
Pesenti (TI) sowie die Genfer Nationalratspräsidentin Liliane Maury Pasquier als
aussichtsreichste Kandidatinnen ins Spiel. Als Aussenseiter wurde zudem der
Neuenburger Ständerat Jean Studer gehandelt. Von den Kantonalsektionen der SP
wurden zuhanden der SP-Fraktion diese vier sowie die Freiburger Regierungsrätin Ruth
Lüthi vorgeschlagen. Dabei führte die Nomination von Lüthi zu einer vor allem von
Medienschaffenden ausgetragenen Polemik zwischen der Deutsch- und der
Welschschweiz. Da Lüthi, welche seit 30 Jahren in der offiziell französischsprachigen
Stadt Freiburg wohnt und dort auch ihre gesamte politische Karriere absolviert hat, im
Kanton Solothurn aufgewachsen ist, wurde sie von einem Teil der welschen Medien
nicht als Kandidatin der französischen Schweiz anerkannt. Nachdem die Leitung der SPS
der Fraktion empfohlen hatte, auf die Kandidatinnen aus der Romandie (d.h. Calmy-
Rey, Maury Pasquier und Lüthi, nicht aber die Tessinerin Pesenti und der Neuenburger
Studer) zu setzen, nominierte diese Micheline Calmy-Rey und Ruth Lüthi, wobei klar
wurde, dass sie die Genferin bevorzugte. 20

ANDERES
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Die Leitung der SVP hatte schon vor dem offiziellen Rücktritt von Dreifuss angekündigt,
dass sie die Gelegenheit einer Ersatzwahl wahrnehmen werde, um für den von ihr seit
den Nationalratswahlen 1999 geforderten zweiten Regierungssitz zu kämpfen. Die SVP-
Fraktion bestätigte diese Haltung und kündigte zudem an, dass in ihren Augen diese
Ersatzwahl auch ein Lackmustest für die bürgerliche Gesinnung der FDP und der CVP
sein werde, welche sich entscheiden müssten, ob sie eine Kandidatur der Linken oder
der SVP unterstützen wollen. Der von der Parteileitung vorgeschlagene Nationalrat Toni
Bortoluzzi (ZH) wurde von einer Delegiertenversammlung der nationalen Partei in Lupfig
(AG), welche schon ganz im Zeichen der eidgenössischen Wahlen vom Herbst 2003
stand, nominiert und anschliessend von der SVP-Fraktion zum offiziellen Kandidaten
bestimmt. 21
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Eine Woche nach der Ersatzwahl nahm der Bundesrat die Departementszuteilung zum
Anlass für eine mittlere Rochade: Der für 2003 zum Bundespräsidenten gewählte Pascal
Couchepin (fdp) wechselte vom Volkswirtschaftsdepartement in das EDI, der bisherige
EDA-Vorsteher Joseph Deiss übernahm das Volkswirtschaftsdepartement und die neu
gewählte Micheline Calmy-Rey wurde zur neuen Aussenministerin. Die FDP hatte
bereits im Vorfeld dieser Verteilung ihren Anspruch auf das EDI wegen der auch
finanzpolitisch wichtigen Reformen im Gesundheits- und Sozialversicherungsbereich
angemeldet. 22

ANDERES
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Am 16. September gab Bundesrat Villiger (fdp) seinen Rücktritt nach fast fünfzehn
Jahren Amtszeit, davon die letzten neun als Vorsteher des Finanzdepartements, auf
Ende Jahr bekannt. In den Medien wurde er als nüchterner, effizienter, liberaler und
auf Ausgleich bedachter Magistrat gewürdigt. Da Villiger seine Rücktrittsabsichten
vorher angekündigt hatte, war in der Öffentlichkeit intensiv über allfällige Nachfolger
spekuliert worden, wobei als Favoriten die Berner Ständerätin Christine Beerli und der
Urner Nationalrat Franz Steinegger gehandelt wurden. Gewisse Wahlchancen wurden
auch Christine Egerszegi (AG), Felix Gutzwiller (ZH), Hans-Rudolf Merz (AR) und
Christian Wanner (SO) zugesprochen. Von ihren Kantonalsektionen nominiert wurden
schliesslich Beerli, Egerszegi, der Tessiner Fulvio Pelli, Steinegger und Merz. Die
Fraktion beschloss, ein Zweierticket mit Beerli und Merz zu präsentieren. 23
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Am Abend des Wahlsonntags überraschte der Präsident der SVP, Ueli Maurer, die
Präsidenten der anderen Parteien vor laufender Fernsehkamera mit der ultimativ
vorgetragenen Forderung, dass bei der Gesamterneuerungswahl vom Dezember
Christoph Blocher anstelle einer der bisherigen CVP-Vertreter in den Bundesrat zu
wählen sei, ansonsten die SVP aus der Regierung austreten werde. Wie sich in letzterem
Fall der amtierende Bundesrat der SVP, Samuel Schmid, verhalten würde, blieb offen.
Die SVP-Fraktionsführung und später auch die Fraktion und eine
Delegiertenversammlung sanktionierten dieses in kleinem Kreis vorbereitete Vorgehen
Maurers erst im Nachhinein, aber ohne wesentliche Opposition. Die rasch
verstummende parteiinterne Kritik monierte, dass die üblichen Prozeduren bei der
Kandidatennomination missachtet würden, und dass ein so wichtiger Entscheid wie ein
Regierungsaustritt nur von einer Delegiertenversammlung oder einer Urabstimmung
gefällt werden könne.

Die beiden anderen bürgerlichen Regierungsparteien reagierten unterschiedlich. Die
FDP kritisierte zwar das aggressive Vorgehen der SVP, sah aber keinen Grund, deren
Anspruch auf einen der beiden CVP-Sitze und die Kandidatur Blocher zu bekämpfen.
Die von der SVP anvisierte CVP erklärte hingegen, dass ihre Vertreter nicht zurücktreten
würden und die Partei sie dabei voll unterstützen werde. Auch ihre Bundesräte Deiss
und Metzler liessen nie Zweifel daran aufkommen, dass sie wieder kandidieren würden.
Obwohl es an der kompromisslosen Haltung der CVP auch parteiinterne Kritik gab,
welche befürchtete, dass nach dem neuerlichen Wahlsieg der SVP ein Beharren auf den
zwei Bundesratssitzen für die CVP kontraproduktiv wäre, hielt die CVP-Spitze bis zur
Bundesratswahl vom 10. Dezember an dieser Linie fest. In der Vorbereitung des Terrains
für die Bundesratswahl machte sich die CVP die Idee der SP zu Eigen, dass die SVP,
zumindest vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten
solle. Dabei griff sie die FDP auch inhaltlich an: Mit ihrer Unterstützung der Kandidatur
Blocher sei diese zum Anhängsel der SVP geworden und nicht mehr repräsentativ für
ihre gemässigt bürgerliche Wählerschaft. Diese werde einzig noch durch die CVP
vertreten, weshalb deren Anspruch auf zwei Sitze gerechtfertigt sei. Eine Woche vor der
Wahl beschloss die Fraktion, an der Wiederkandidatur sowohl von Deiss als auch von
Metzler festzuhalten. Zudem entschied sie, dass die zuerst antretende Metzler bei einer
Nichtwahl nicht gegen den nach ihr zu wählenden Deiss antreten dürfe.

Die Haltung der SP war nicht eindeutig und zudem stark von taktischen Interessen
geprägt. Im Sommer hatte Parteipräsidentin Brunner eine gewisse Bereitschaft
erkennen lassen, der SVP einen zweiten Regierungssitz zulasten der CVP einzuräumen.
Sie begründete diese von einem Teil der Linken als Tabubruch empfundene
Unterstützung der SVP nicht mit deren Wählerstärke, sondern mit dem Verhalten der
CVP, welche zu weit nach rechts gerückt sei. Indirekt gab sie damit der CVP zu
verstehen, dass eine SP-Unterstützung für die Verteidigung ihrer beiden
Regierungssitze nicht gratis zu haben sei. In der Phase der Wahlvorbereitungen
konkretisierte die SP-Spitze diesen Preis und verlangte von der CVP Zusicherungen, in
konkreten sozial-, wirtschafts- und finanzpolitischen Fragen die SP-Positionen
mitzutragen. Derartige Vorstösse wurden auch von den Grünen gemacht, welche aber
rasch zur Erkenntnis kamen, dass die Positionen der CVP und der GP zu weit
voneinander entfernt sind, um eine tragfähige Mitte-Links-Regierung zu bilden.
Rechnerisch wäre eine derartige Koalition möglich gewesen, verfügte doch die Linke
mit der CVP über eine knappe Mehrheit von 125:121 Stimmen in der
Bundesversammlung. Obwohl die CVP der SP keine inhaltlichen Zugeständnisse machte,
beschloss die SP-Fraktion eine Woche vor der Wahl, die beiden Kandidierenden der
CVP zu unterstützen. Nach den Nationalratswahlen war von Brunner auch die von der
CVP dankbar aufgenommene Idee ins Spiel gebracht worden, dass die SVP, zumindest
vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten könnte. 24
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Bei der Departementsverteilung kam es zu keiner Rochade. Alle Bisherigen behielten
ihre Departemente und die Neuen übernahmen die frei werdenden Ressorts: Blocher
das EJPD und Merz das Finanzdepartement. 25
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Die Regierungsreform machte im Berichtsjahr keine Fortschritte. Im Mai setzten sich
die Mitglieder der Landesregierung an einer Klausur mit einer allfälligen
Neustrukturierung der Departemente auseinander. Konkret ging es dabei
insbesondere um die in den letzten Jahren mehrfach vom Parlament geforderte
Schaffung eines Sicherheits- sowie eines Bildungsdepartements. Der Bundesrat fällte
an seiner Zusammenkunft keinen Entscheid, sondern beschloss wie bereits im Jahr
2005, dass er die Frage weiter abklären wolle. 26
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Die Departementsverteilung blieb unverändert, Widmer-Schlumpf übernahm das
EJPD. 27

ANDERES
DATUM: 19.12.2007
HANS HIRTER

Der 65-jährige Bundesrat Hans Rudolf Merz erlitt im September in seiner Appenzeller
Heimat überraschend einen Herz-Kreislauf-Stillstand. Dank der raschen Einlieferung in
ein örtliches Spital und einer gelungenen Herzoperation am Berner Universitätsspital
überstand er den Anfall und konnte anfangs Oktober mitteilen, dass er im Sinn habe,
nach der vollständigen Genesung wieder auf seinen Posten zurück zu kehren. Anfangs
November nahm er seine Arbeit in der Landesregierung wieder auf. Während seiner
Absenz, in welche wichtige Entscheide wie die Rettungsaktion für die Grossbank UBS
fielen, vertrat ihn EJPD-Chefin Widmer-Schlumpf als Vorsteherin des
Finanzdepartements. Widmer-Schlumpf war die offizielle Stellvertreterin von Merz und
als ehemalige Finanzdirektorin des Kantons Graubünden für die Aufgabe gut
vorbereitet. 28
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Im Februar ernannte der Bundesrat den 46-jährigen freisinnigen Berner Juristen
Thomas Helbling zum neuen Vizebundeskanzler. Er ersetzte die im Vorjahr von der
Bundesversammlung zur Bundeskanzlerin gewählte Corina Casanova. Als Nachfolger für
den Bundesratssprecher und Vizekanzler Oswald Sigg (sp), der Ende März 2009 in den
Ruhestand treten wird, wählte der Bundesrat den bisherigen Kommunikationschef von
UVEK-Vorsteher Leuenberger, André Simonazzi. Der vierzigjährige gebürtige Walliser
mit französischer Muttersprache gehört keiner Partei an, steht aber der SP nahe. 29
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Dass der Nachfolger Schmids nicht aus der mit Eveline Widmer-Schlumpf bereits in der
Regierung vertretenen kleinen BDP kommen würde, war klar. An sich sprach für die
Vertreter von SP, FDP und CVP nichts dagegen, die SVP als stärkste Partei wieder in den
Bundesrat aufzunehmen. Noch bevor Schmid seinen Rücktritt bekannt gab, machte sich
allerdings der SVP-Präsident Brunner (SG) bereits für eine Kandidatur von alt Bundesrat
Christoph Blocher stark. Nur dieser sei fähig, das VBS wieder in „Ordnung“ zu bringen.
Der Plan der SVP-Parteileitung, Blocher als einzigen Kandidaten zu nominieren, stiess
aber in der dafür zuständigen SVP-Fraktion auf Widerstand. Diese sprach sich zwar für
eine Rückkehr in die Regierung aus, lehnte es aber knapp ab, sich auf Blocher als
einzigen Kandidaten festzulegen. Die Medien waren sich einig, dass Blocher im
Parlament keine echten Wahlchancen hatte und bezeichneten die SVP-Nationalräte
Amstutz (BE), Baader (BL), Maurer (ZH) und Zuppiger (ZH) als aussichtsreichste
Kandidaten. Obwohl FDP, CVP und SP mehrfach erklärt hatten, dass ihre Parlamentarier
Blocher nicht wählen würden, nominierte ihn der Vorstand der SVP des Kantons Zürich
mit 47 zu 1 Stimme zuhanden der Fraktion als Kandidat. Die Delegiertenversammlung
der Zürcher SVP bestätigte diesen Beschluss mit einem weniger deutlichen
Stimmenverhältnis (264 zu 45). Weitere von ihren Kantonalparteien an die Fraktion
gemeldete Kandidaten waren die Nationalräte Amstutz und Aebi (beide BE), Schwander
(SZ), Hurter (SH) und Baader (BL), Ständerat Germann (SH) und Regierungsrat Mermoud
(VD); zudem nominierten die SVP-Frauen die Zürcher Regierungsrätin Fuhrer und die
SVP-Bezirkspartei Hinwil (ZH) Nationalrat Zuppiger (ZH). Der Bauernverbandspräsident
und Nationalrat Hansjörg Walter (TG), der dem gemässigten Flügel der SVP angehört,
war ebenfalls im Gespräch gewesen, wurde aber von seiner Kantonalpartei nicht als
Kandidat ins Rennen geschickt.

Der Fraktionsvorstand der SVP empfahl ein Zweierticket mit Blocher, ohne einen
zweiten Namen zu nennen. Die Fraktion selbst hielt sich an diesen Vorschlag und stellte
neben Blocher den Zürcher Nationalrat Ueli Maurer auf, der bis Ende Februar
Parteipräsident gewesen war. Im Vorfeld der Wahlen zeigte sich, dass nicht nur die
Linke, sondern auch wichtige Exponenten der CVP und zudem einige Freisinnige sich
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ebenso wenig für Maurer erwärmen konnten wie für Blocher. SVP-Präsident Brunner
rief ihnen – und auch den eigenen Parteiangehörigen – kurz vor der Wahl noch einmal
in Erinnerung, dass gemäss den neuen SVP-Statuten jeder automatisch aus der Partei
ausgeschlossen würde, der als nicht offizieller Kandidat die Wahl zum Bundesrat
annehmen würde. 30

Als Nachfolger für Bundesratssprecher und Vizebundeskanzler Oswald Sigg (sp) trat
anfangs April der SP-nahe André Simonazzi sein Amt an. 31

ANDERES
DATUM: 01.04.2009
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es erneut zu einer Ersatzwahl für den Bundesrat. Der Vorsteher des
EDI, der 67jährige freisinnige Welschwalliser Pascal Couchepin, erklärte am 12. Juni
seinen Rücktritt auf Ende Oktober nach elf Jahren Regierungstätigkeit. In den Medien
wurde er als Staatsmann gewürdigt, dem allerdings die Erfolge bei der Durchsetzung
von Reformen oft versagt blieben. Dass Letzteres nicht allein an ihm lag, sondern auch
mit den in seine Zuständigkeit fallenden komplexen Bereichen der Sozial- und
Gesundheitspolitik zu tun hatte, wurde allerdings auch konzediert. 32
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2010 traten mit Moritz Leuenberger und Hans-Rudolf Merz gleich zwei Bundesräte
zurück. War der Rücktritt von Merz erwartet worden, so überraschte die Ankündigung
der Demission von Leuenberger am 9. Juli auf Ende des Jahres. Der Rücktritt war
deshalb überraschend, weil spekuliert wurde, dass Leuenberger sein drittes
Präsidialjahr 2011 noch abwarten würde. Der Magistrat begründete seinen Rücktritt mit
der langen Amtsdauer – Leuenberger sass seit 1995 in der Regierung – und nicht etwa
mit dem Arbeitsklima im Bundesrat. In der Presse wurden die rhetorischen Fähigkeiten,
die Mediengewandtheit und Leuenbergers Einsatz für mehr Transparenz in der Politik
hervorgehoben. Darüber hinaus habe er mit der Fusion der Verkehrs- und
Umweltpolitik eine ökologische Klammer geschaffen, die nachhaltig bleiben werde.

Die SVP reagierte prompt und kündigte bereits wenige Minuten nach der
Medienkonferenz ihren Angriff auf den SP-Sitz an. Caspar Baader (BL) wurde als
Sprengkandidat vorgestellt. In der Presse wurde nicht nur über allfällige
Nachfolgerinnen von Leuenberger gemutmasst (am häufigsten wurden Simonetta
Sommaruga, Jacqueline Fehr, Anita Fetz, Eva Herzog, Hans-Jürg Fehr und Claude Janiak
genannt), sondern auch darüber spekuliert, dass Hans-Rudolf Merz ebenfalls seinen
baldigen Rücktritt einreichen werde, was dieser schliesslich am 6.August per Anfang
Oktober auch tat. Die Bilanz der fünfjährigen Amtszeit von Merz fiel in der Presse
zwiespältig aus. Auf der einen Seite wurde anerkannt, dass der Finanzminister einen
gesunden und nachhaltig sanierten Haushalt hinterlasse. Auf der anderen Seite hätte
sich der Bundesrat aber insbesondere auf internationalem Terrain nicht sehr
überzeugend bewegt. Beim Steuerstreit mit der EU, bei der Informationspolitik rund um
die UBS-Krise oder bei seinem naiven Vorgehen in der Libyen-Affäre hätte der Magistrat
viel Goodwill verspielt.

Auch für die Nachfolge Merz begann sich das Kandidatenkarussell rasch zu drehen. Als
Kronfavoriten wurden in der Presse schon früh Karin Keller-Sutter und Johann
Schneider-Ammann genannt. Diesmal kündigten nicht nur die SVP sondern auch die
Grünen an, den Sitz der FDP anzugreifen. Einiges an Diskussionen löste der Umstand
aus, dass die Rücktrittsankündigungen nicht koordiniert worden waren. Es wurde
davor gewarnt, dass zwei aufeinanderfolgende Bundesratswahlen (im September und im
Dezember) die Sachpolitik für Monate überlagern würden. Nachdem sich die SP und die
FDP gegenseitig die Schuld für die schlechte Koordination in die Schuhe schoben,
verlegte Bundesrat Leuenberger schliesslich seinen Rücktritt vor. Dies brachte der SP
einen taktischen Vorteil, weil die Ersatzwahl von Leuenberger vor jener von Merz
stattfand. 33
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Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalräte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (TI), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berücksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrätin Hildegard Fässler (SG) und die baselstädtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte – nachdem sowohl die Nationalräte
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten –
Nationalrat Jean-François Rime (FR) und die Grünen traten mit Nationalrätin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. 34
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Viel zu reden gab die Departementsverteilung, die erstmals seit 1960 mit einer
sogenannten grossen Rochade und vier neuen Departementsvorstehern endete. Die
Presse mutmasste, dass die Verteilung nicht sehr konsensual vonstattengegangen war.
Es wäre nur teilweise nach dem Anciennitätsprinzip vorgegangen worden: Bundesrätin
Calmy-Rey wollte nicht wechseln; Doris Leuthard wünschte einen Wechsel ins Uvek und
Eveline Widmer-Schlumpf wollte das Finanzdepartement übernehmen. Beide Wünsche
wurden gewährt. Da weder Didier Burkhalter noch Ueli Maurer wechseln wollten,
blieben das Justiz- und Polizeidepartement und das Volkswirtschaftsdepartement
übrig. Obwohl Simonetta Sommaruga laut ungeschriebenem Anciennitätsprinzip zuerst
ihre Wünsche hätte äussern dürfen, wurde schliesslich Johann Schneider-Ammann das
Volkswirtschaftsdepartement übergeben, da die bürgerliche Regierungsmehrheit
dieses Departement nicht der ehemaligen Konsumentenschützerin hätte überlassen
wollen. Obwohl sie als Nichtjuristin eher nicht in das JPD passen würde, hätte die neu
gewählte Magistratin dieses nun übernehmen müssen. Die SP – allen Voran ihr Präsident
Christian Levrat (FR) – reagierte sehr verärgert auf die Verteilung und warf den anderen
Parteien einen Coup und eine Strafaktion gegen Sommaruga vor. Auch die SVP und die
Grünen äusserten Unmut über die Departementswechsel. Ein Jahr vor den nationalen
Wahlen Wechsel vorzunehmen, sei eine Zwängerei und demokratisch fragwürdig. Nur
die FDP, die CVP und die BDP zeigten sich zufrieden mit der neuen Verteilung. 35
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Anfang September erklärte Bundesrätin Micheline Calmy-Rey ihren Rücktritt. Sie
betonte, dass sie sich während zwei vollen Legislaturen für das Wohl der
Eidgenossenschaft eingesetzt und dabei insbesondere Wert auf die Beziehungen der
Schweiz zur EU, die Entwicklung der Aussenpolitik und die Funktion der Schweiz als
Vermittlerin in der Friedenspolitik gelegt habe. Auch wenn es in der Schweiz keinen
Konsens zur Aussenpolitik gäbe, so müssten die Interessen der Schweiz auch zukünftig
mit einer aktiven Präsenz auf internationaler Ebene gewahrt werden. Als eine der
letzten Amtshandlungen präsentierte die scheidende Magistratin in der Wintersession
die Jahresziele des Bundesrates für 2012 (11.9005). Der Rücktritt per Ende der 48.
Legislaturperiode war erwartet worden, da Calmy-Rey bei den Rücktritten von Moritz
Leuenberger und Hans-Rudolf Merz im Jahr 2010 leisen Missmut gegen Rücktritte im
Verlauf einer Legislatur bekundet hatte. Die Würdigungen der Genfer Bundesrätin
waren durchmischt. Die Kritiker warfen ihr auf der einen Seite Selbstprofilierung und
Mediendrang vor, hoben etwa den Kopftuchauftritt im Iran oder verschiedene
medienwirksame Vorstösse ohne Ergebnisse hervor. Auf der anderen Seite wurde
gerade die frische, medial unterstützte und aktive Aussenpolitik gelobt. Ihre
Überzeugung, dass die Schweiz nur internationalen Einfluss habe, wenn sich das Land
aktiv und öffentlich sichtbar positioniere, sowie das pragmatische Vorgehen in der EU-
Politik brachten Calmy-Rey von links und rechts Anerkennung. Hervorgehoben wurde
zudem ihre Standfestigkeit und Willensstärke, die sie aber auch als Einzelgängerin und
weniger als Teamplayerin hätten funktionieren lassen. 36
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Zu einer ersten Klärung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grünen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurück und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz für sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wählerstärke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berücksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit möglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsräte Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Ständerat Robert Cramer oder die Zürcher Stadträtin Ruth Genner) ins
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Gespräch gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesrätin zurückzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich für die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einbüssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mögliche Kandidaten für die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey früh in
Stellung und nutzte die Auswahlprozedur geschickt für zusätzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekräftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kämen. Als Topfavoriten galten der Waadtländer
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Ständerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalrätin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion präsentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Südschweiz auf Enttäuschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rücktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr früh als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-François Rime (FR) schon
früh in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spätestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Ständerat gewählte
Caspar Baader (BL) oder der neue Ständerat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Ständerat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteipräsident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wählbarkeit der Kandidierenden: Während linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wählbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hürde der Fraktionsnominierung zu überspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Ständerat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsräte Jakob Stark (TG) und Heinz Tännler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher überraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandspräsident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit über das bürgerliche Lager hinaus als wählbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmässig Geld abgezweigt zu haben, zum Rückzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjörg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfügung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratspräsidenten übernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwürdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einräumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glänzenden Resultat zum Nationalratspräsidenten gewählt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten würde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Grünen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen würden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig über eine stärkere künftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP höchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten würde. 37

Entgegen den Erwartungen kam es nach 2010 erneut zu einem Wechsel in der
Departementsverteilung. Didier Burkhalter (fdp) übernahm das Aussendepartement
und überliess dem neu gewählten Alain Berset das Departement des Inneren. 38
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Über die Diskussionen um die Steueroptimierung der Ammann-Gruppe zu der Zeit, als
Bundesrat Johann Schneider-Ammann dort Konzernchef war, berichten wir im Kapitel
IIIa (Parteien).

ANDERES
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Am Schluss seiner Präsidialamtsperiode unterbereitete Didier Burkhalter in einem
Interview in der Sonntagspresse einen Vorschlag für ein zweites Vizepräsidium, das
dauerhaft vom Aussenminister besetzt werden sollte. Das Rotationsprinzip solle nicht
angetastet werden, aber mit dem Titel eines Vizepräsidenten hätte ein Aussenminister
rascheren Zugang auf das stark protokollarisch organisierte internationale Parkett. Bei
der zunehmenden Komplexität der internationalen Politik könne es nur von Vorteil sein,
wenn ein Aussenminister auf Augenhöhe mit Regierungschefs sprechen kann. Im
Interview machte sich Burkhalter auch noch einmal für die vom Parlament vor zwei
Jahren abgelehnte Idee der zweijährigen Bundespräsidentschaft stark. 39
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Nicht nur Wirtschaftskader geraten ob ihrer Entlohnung in die Medien, sondern in
schöner Regelmässigkeit auch immer wieder die Bundesrätinnen und Bundesräte. Laut
der Bundesinformationsseite ch.ch verdiente ein Mitglied der Landesregierung im Jahr
2015 rund CHF 445'000 zuzüglich etwa CHF 30'000 Spesenentschädigung. Das
Präsidialamt wird mit zusätzlichen CHF 12'000 pro Jahr entschädigt. Zu diskutieren
gaben allerdings nicht die im Vergleich zur Privatwirtschaft eher geringen Saläre der
aktiven Bundesrätinnen und Bundesräte als vielmehr die Ruhegehälter der ehemaligen
Magistratinnen und Magistrate. Diese erhalten in der Regel die Hälfte des Lohnes, den
sie während ihrer Amtszeit bezogen hatten. Voraussetzung ist allerdings, dass die
Amtszeit mindestens vier Jahre betragen hat. War dies nicht der Fall oder ist ein
ehemaliges Regierungsmitglied weiterhin arbeitstätig, wird das Ruhegehalt gekürzt -
insbesondere dürfen das Einkommen aus Erwerbstätigkeit und die Pension zusammen
den Lohn während der Amtszeit nicht übersteigen. Auch die Witwen ehemaliger
Bundesräte erhalten eine Entschädigung, die in etwa ein Viertel des Lohnes des
Verstorbenen ausmacht. Diese seit 1919 geltende Regel war nach der Nicht-Bestätigung
von Ruth Metzler in Anbetracht des jungen Alters der CVP-Magistratin virulent
diskutiert worden. Auch Parlamentarier stiessen sich damals am Umstand, dass die
junge Ex-Magistratin während langer Zeit ein Ruhegehalt beziehen würde. Metzler gab
damals ihren Verzicht auf die Rente bekannt. Mediale und parlamentarische
Auseinandersetzungen zum Thema Ruhegehalt löste auch die Bekanntgabe von alt-
Bundesrat Moritz Leuenberger aus, dass dieser bei der Implenia ein
Verwaltungsratsmandat übernommen hatte. 2015 störte sich der Blick am Umstand,
dass Alt-Bundesrat Kaspar Villiger trotz eines mehrere Millionen umfassenden
Vermögens das volle Ruhestandsgehalt erhielt. Die Weltwoche berichtete über den
Versuch der Bundeskanzlerin Corina Casanova, Licht ins Dunkel der Ruhegehälter zu
bringen. Wer genau wie viel Ruhegehalt bezieht, ist nämlich ein gut gehütetes
Geheimnis und es werden lediglich die Gesamtsumme und die Anzahl Renten öffentlich
gemacht – laut Weltwoche bezogen 2014 fünfzehn ehemalige Bundesräte, drei
ehemalige Bundeskanzler sowie vier Witwen insgesamt CHF 4,4 Mio. Ruhegehalt. Unklar
bleibt somit zum Beispiel, ob Ruth Metzler, Joseph Deiss oder Christoph Blocher nach
wie vor auf ihre Rente verzichten, wie sie dies in der Presse verlauten liessen. Laut
Weltwoche prallte die Bundeskanzlerin mit ihrem Begehren, das sie mit immer
zahlreicher werdenden Anfragen seitens der Medien begründete, an einer Mauer des
Schweigens ab: Die angefragten ehemaligen Mandatsträgerinnen und Mandatsträger
möchten Anonymität in Sachen Ruhegelder bewahren – so das Fazit des
Wochenblattes. 40
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Regierungsflugzeuge erhalten meist im Zusammenhang mit ihren despotischen
Besitzern, die sich trotz der Armut ihrer Bevölkerungen teure Auslandreisen in
Luxusjets leisten, Medienaufmerksamkeit. In der Schweiz stehen Flugreisen von
Bundesräten hingegen eher selten im Fokus der schreibenden Zunft - wobei das Jahr
2015 eine Ausnahme zu sein scheint. Allerdings stand nicht die Ausstattung der
Transportmittel zur Debatte - der Regierung stehen seit Mitte 2013 ein Falcon 900 EX-
Jet und zwei Helikopter zur freien Verfügung - sondern die überraschend stark
unterschiedliche Nutzung. So hatte etwa die Sonntagszeitung die Anzahl Helikopterflüge
der Regierungsmitglieder für das Jahr 2014 recherchiert. Während Johann Schneider-
Ammann rund 97 Stunden in einem Helikopter sass und damit laut der Sonntagszeitung
Kosten von CHF 560'700 verursacht hatte, setzte sich Eveline Widmer-Schlumpf im
Jahr 2014 gerade mal während rund eineinhalb Stunden in einen Helikopter und
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verursachte damit Kosten von CHF 16'000. Während die BDP-Magistratin für Auftritte in
der Fernsehsendung "Arena" den Zug nehme, lasse sich Johann Schneider-Ammann mit
dem Helikopter nach Leutschenbach fliegen - so die Sonntagszeitung. Allerdings muss
relativiert werden: Geflogen werden die Helikopter von Armeepiloten, die damit die
verlangten Trainingsstunden abgelten können, was sie ansonsten mit Leerflügen
machen müssten. 
Dies gilt auch für Flüge mit dem Bundesratsjet. So wurde etwa die durch
Aussenminister Didier Burkhalter verursachten Kosten von CHF 460'000 für seine
Arbeitsbesuche in Australien, Neuseeland und Vanuatu - wo vorher noch nie ein
Schweizer Regierungsmitglied war - zuerst als bisher teuerste Reise eines Schweizer
Aussenministers stark kritisiert. Ein Linienflug hätte die Staatskasse lediglich mit CHF
79'000 belastet. Rechnet man allerdings die Leerflüge auf, welche Militärpiloten hätten
fliegen müssen, wenn Burkhalter nicht den Bundesratsjet gebucht hätte, hat die Reise
lediglich CHF 46'000 an Kosten verursacht (die Kosten für die Flüge werden dem VBS
übertragen) - war also letztlich nicht nur günstiger als mit einem Linienflug, sondern bot
dem Aussenminister auch mehr Flexibilität. 41

Die Idee der Kollegialregierung sieht vor, dass das Präsidium und das Vizepräsidium
jahrweise rotieren. Dies hat unter anderem zur Folge, dass Bundesratsmitglieder, die in
einem entsprechenden Jahr weder Präsident noch Vizepräsidentin sind, bei
internationalen Verhandlungen und Konferenzen ohne protokollarischen Titel
auftreten. Dies hat den Nachteil, dass man auf den Rednerlisten ziemlich weit hinten
platziert wird. Regierungsmitglieder, die die Schweiz im Ausland vertreten, waren
deshalb ab und zu mit dem Titel eines Vizepräsidenten aufgetreten - so etwa Doris
Leuthard beim Klimagipfel in New York. Diese Praxis, die keine gesetzliche Änderung
benötigt, stiess der Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates (GPK-NR)
allerdings sauer auf. Sie wandte sich in einer Medienmitteilung dezidiert dagegen: Es
gebe nur ein Präsidium und nur ein und nicht sechs Vizepräsidien und die Regierung
habe sich auch im Ausland daran zu halten. 42
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Die Flugreisen der Bundesräte waren auch 2016 ein mediales Thema. Anfang März
veröffentlichte der Lufttransportdienst des Bundes seinen jährlichen Bericht mit den
erbrachten Dienstleistungen. Insgesamt hatte die Regierung rund 680 Stunden des
Jahres 2015 in der Luft verbracht. Gut ein Drittel davon entfielen auf den
Aussenminister Didier Burkhalter (221 Stunden). Recht häufig in der Luft war auch
Johann Schneider-Ammann (143 Stunden), wobei er häufig auch einen der vier zur
Verfügung stehenden Helikopter benutzte (75 Stunden). 43
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Der Bundesrat ging bei der Interpretation der ihm vom Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetzes (RVOG) auferlegten Pflicht zur Information der
Öffentlichkeit einen Schritt weiter und startete im Rahmen der eidgenössischen
Volksabstimmungen vom 5. Juni 2016 einen Pilotversuch mit Videos, in welchen die
Abstimmungserläuterungen visualisiert wurden. Die Abstimmungsvideos zu den
Änderungen des Fortpflanzungsmedizingesetzes sowie zur Asylgesetzrevision wurden
auf dem rund ein Jahr zuvor eingerichteten Youtube-Kanal für
Bundesratsinformationen aufgeschaltet. In ihrer Medienmitteilung machte die
Regierung darauf aufmerksam, dass die Produktion der Videos lediglich je rund CHF
5000 gekostet hätte, was im Rahmen des ordentlichen Budgets liege. Um den
Informationsgewohnheiten besser zu entsprechen, wolle der Bundesrat auch mittels
Multimedia informieren. 
Die beiden Videos wurden laut Bundesrat rund 55'000 Mal aufgerufen, was eine
Fortsetzung des Pilotprojektes nahelege. Entsprechend wurden auch für die
Abstimmungsvorlagen vom September (Volksinitiative Grüne Wirtschaft; Volksinitiative
AHVplus; Bundesgesetz über den Nachrichtendienst) multimediale
Abstimmungserläuterungen produziert. Im Gegensatz zu den ersten Produktionen
wurden zusätzlich Untertitel für Hörbehinderte erstellt und eine verbesserte
Strukturierung der visuellen Erläuterungen vorgenommen. 
Laut Medienbericht vom Oktober wurden die drei September-Videos rund 65'000 Mal
angeklickt und der Bundesrat liess entsprechend auch eine visuelle
Abstimmungserläuterung für die im November anstehende Abstimmung über die
Atomausstiegsinitiative erstellen. 44
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Anfang Mai 2016 brachten Recherchen der Zeitung „Blick“ den amtsjüngsten Bundesrat,
Guy Parmelin, in die Bredouille. Der im Dezember in die Landesregierung gewählte
Waadtländer soll sich mittels Mitberichtsverfahren im Rahmen des Bundesgesetzes
über die Besteuerung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke für ein
Steuerprivileg eingesetzt haben, das vorsieht, dass Landwirte auf den Gewinn von
verkauftem Bauland keine Steuern bezahlen müssen. Laut „Blick“ soll Parmelin
gefordert haben, dass dieses Privileg auch rückwirkend gelten soll und, dass es in der
Botschaft noch prominenter dargestellt werde. Problematisch an dieser Forderung sei
– so die Boulevardzeitung –, dass der Bundesrat selber davon profitiere: Bis zu seinem
Amtsantritt war Parmelin Miteigentümer eines Grundstückes, das er seinem Bruder
überschrieben hatte. Da dieses zwar landwirtschaftlich genutzt werde, sich aber in der
Bauzone befinde, könnte es mit hohem Gewinn verkauft werden; „Blick“ schätzte den
Wert auf rund CHF 1 Mio. Am Verkaufserlös müsste der SVP-Bundesrat trotz Abtretung
an den Bruder noch 25 Jahre beteiligt werden. Dies wäre eigentlich Grund genug, um in
den Ausstand zu treten. Dies müssen Regierungsmitglieder gemäss Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetz dann tun, wenn sie an einem Geschäft ein
unmittelbares persönliches Interesse haben. 
Zwar ging Parmelin sofort in die Offensive und betonte an einer Pressekonferenz nur
einen Tag nach den Enthüllungen der Boulevardzeitung, dass sein Bruder das
Grundstück nicht verkaufen werde. Er habe sich bereits als Nationalrat für das
Steuerprivileg eingesetzt, weil der Kanton Waadt stark betroffen sei – ein persönliches
Interesse liege aber nicht vor. Die politischen Reaktionen waren gemässigt. Von einem
"politischen Fehler" (TG) oder einem "Tritt in den politischen Fettnapf" (AZ) war zwar
die Rede, von einem Skandal sprach ausser dem Blick aber kaum jemand. 
Für Parmelin selber war die Angelegenheit mit dem Gang vor die Presse allerdings noch
nicht abgeschlossen. Er musste vor den GPK der beiden Räte Red und Antwort stehen
und gab dort zu Protokoll, dass sein Entscheid, nicht in den Ausstand zu treten,
juristisch vertretbar, politisch aber fehlerhaft gewesen sei. Auch Bundespräsident
Johann Schneider-Ammann wurde von den GPK eingeladen. Er wolle nicht von einem
Vergehen sprechen, versprach aber, dass er die Fragen der Kommissionen zum Umgang
des Bundesrats mit den geltenden Ausstandsregeln im Kollegium diskutieren werde. 
Schliesslich beliess es die Regierung bei einer Rüge: Parmelin hätte seine
Interessenbindungen offenlegen müssen, damit der Bundesrat über einen Ausstand
hätte entscheiden können. Man nehme aber zur Kenntnis, dass sich das jüngste
Bundesratsmitglied der Offenlegungspflicht nicht bewusst gewesen sei. In seiner
Mitteilung machte das Kollegium als Antwort auf die Fragen der GPK auch deutlich, dass
eine Ausstandspflicht nur bei unmittelbarem persönlichen Interesse bestehe. Wenn es
lediglich einen Anschein einer Befangenheit gebe, könne nicht erwartet werden, dass
man bei normalen Bundesratsgeschäften in den Ausstand trete. Dies dürfe auch im
Interesse der Funktionsfähigkeit nur in Ausnahmefällen vorkommen. Die GPK gaben sich
Tags darauf mit dieser Antwort zufrieden, wiesen aber darauf hin, dass die Regeln
kritischer und strikter angewendet werden sollten.
Interessant war die Affäre, weil die Deutschschweizer Medien anders berichteten als
die Medien in der Romandie. Letztere beschrieben den Waadtländer Magistraten eher
als Opfer einer Deutschschweizer Intrige, während Erstere den politischen Fehler
Parmelins mit einigen heiklen Entscheiden in Verbindung brachten, die er in seinen
ersten 100 Tagen im VBS geleistet habe. 45
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Am 8. Juni musste der Tod von Alt-Bundesrat Aubert verzeichnet werden. Aubert war
im Dezember 1977 in den Bundesrat gewählt worden, sechs Jahre nachdem er es als
erster Neuenburger Sozialdemokrat in den Ständerat geschafft hatte. Die allseitige
Beliebtheit des Neuenburgers zeigte sich nicht zuletzt an den 190 Stimmen, die er
bereits im ersten Wahlgang erhalten hatte – eines der besten Resultate bei
Bundesratswahlen. Als Aussenminister hatte sich Aubert erfolglos für einen UNO-
Beitritt der Schweiz eingesetzt. Der Sozialdemokrat hatte sich in der Regierung für eine
aktive Aussenpolitik und eine starke Entwicklungshilfe – insbesondere auf dem
afrikanischen Kontinent – stark gemacht. Aubert habe sich für eine offene und
menschliche Schweiz eingesetzt, würdigte der Bundespräsident Johann Schneider-
Ammann die Verdienste des zweifachen Vaters und Juristen, der im Alter von 89 Jahren
verstarb. 46
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Die vom amtierenden Bundespräsidenten Johann Schneider-Ammann organisierte
Bundesratsreise 2016 führte die Regierungsmitglieder in verschiedene Regionen seines
Heimatkantons Bern. Der zweitägige Ausflug wurde thematisch der Wirtschaft, der
Bildung und der Forschung gewidmet. Die erste Station war das Zentrum für
Weltraumforschung an der Universität Bern. Im bernjurassischen St-Imier – der zweiten
Station – präsentierten sich im Parc Technologique verschiedene Start-up-Betriebe.
Zudem traf sich die Landesregierung hier mit der Bevölkerung zu einem Apéro. In
Sumiswald besuchte die Regierung einen weltweit tätigen Industriebetrieb mit 150
Mitarbeitenden und in Affoltern im Emmental, dem Geburtsort des Bundespräsidenten,
stand der Besuch einer Schaukäserei auf dem Programm. Am zweiten Tag führte der
Ausflug mit dem E-Bike von Abländschen, wo sich der Bundesrat mit den 43
Einwohnerinnen und Einwohner über die Probleme einer Kleinstgemeinde unterhalten
hatte, nach Saanen. Nach einem öffentlichen Konzert im Vorfeld des Gstaader Menuhin
Festivals kamen die Regierungsmitglieder am Mittag wieder mit der ortsansässigen
Bevölkerung zusammen. Schneider-Ammann gab zu Protokoll, dass die
Bundesratsreisen jeweils eine gute Gelegenheit seien, der Bevölkerung verschiedener
Regionen Wertschätzung entgegen zu bringen und mit Bundesratskolleginnen und
-kollegen auch einmal in lockerer Atmosphäre über verschiedene Dinge reden zu
können. 47
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Im Alter von 91 Jahren verstarb Anfang August 2016 Alt Bundesrat Alphons Egli. Der
Luzerner CVP-Politiker hatte von 1982 bis 1986 dem Departement des Inneren
vorgestanden. Egli hatte sich bereits als Luzerner Kantonsvertreter, zu dem er 1975
gewählt worden war, von einem Anhänger der Atomenergie zu einem Kämpfer für den
Umweltschutz gewandelt. Er war einer der Ersten der einsah, dass Umweltschutz auch
ein bürgerliches Ansinnen sein muss. Sein lediglich vierjähriges Amt als Bundesrat war
von der Debatte um das Waldsterben geprägt worden. In seinem letzten Jahr geschahen
die Katastrophen von Tschernobyl und Schweizerhalle. Diese Ereignisse brachten ihn
zur Überzeugung, dass die Schweiz mehr machen müsse für Katastrophenschutz und
-prävention: Wohlfahrt sei mehr als Wohlstand; sie müsse in einer technisierten und
rationalen Welt auch das seelische und geistige Wohlbefinden mit einschliessen – so
Egli in seiner 1986 gehaltenen Abschiedsrede. 48
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Seit einigen Jahren veröffentlicht das Verteidigungsdepartement (VBS) die Zahlen zu
den Flugreisen der Bundesrätinnen und Bundesräte. Gemäss den in den Medien
präsentierten Zahlen für das Jahr 2017 waren die amtierenden Magistratinnen und
Magistraten gesamthaft 623 Stunden in der Luft. Wie schon in den Jahren zuvor nutzte
Johann Schneider-Ammann den Lufttransportdienst des Bundes 2017 am häufigsten.
Zwar gingen seine Flugstunden von 226 auf 190 zurück – wohl auch, weil er 2017 nicht
mehr Bundespräsident war und deshalb die repräsentativen Auslandsbesuche
zurückgegangen waren. Die 190 Stunden waren aber immer noch bedeutend mehr als
die 118 Stunden der amtierenden Bundespräsidentin Doris Leuthard, die die
Flugzeugflotte des Bundes am zweithäufigsten in Anspruch nahm. Am Ende der
Rangliste findet sich Ueli Maurer, der im Untersuchungsjahr total 37 Stunden in der Luft
war. 
Ende Jahr analysierte die Sonntagszeitung alle seit 2015 veröffentlichten Zahlen und
berechnete auf Basis einer Zusammenstellung der Departemente zusätzlich die
Flugkosten, die nicht durch den Lufttransportdienst, sondern durch die Nutzung von
Linienflügen angefallen waren. Hier zeigte sich ein ganz ähnliches Bild wie bei den oben
diskutierten Flugstunden. Die 14 Linienflüge von Doris Leuthard schlugen mit CHF
146'833 zu Buche, was allerdings billiger sei, als die Inanspruchnahme der Bundesflotte
– so der Sprecher des UVEK, Dominique Bugnon. Johann Schneider-Ammann, der auch
im längeren Untersuchungszeitraum mit Abstand am häufigsten den Lufttransportdienst
nutzte – er sass in den drei Untersuchungsjahren mehr als 558 Stunden in Flugzeugen
oder Helikoptern und somit mehr als fünfmal so lange wie der Wenigflieger Ueli Maurer,
der total auf etwas mehr als 107 Stunden kam – fand sich hinsichtlich der Kosten für
seine neun Linienflügen auf Rang 2 (CHF 130'714). Auch Ueli Maurer sass zehnmal in
Langstreckenflugzeugen, bezahlte dafür aber wesentlich weniger als Schneider-
Ammann und Leuthard, nämlich CHF 82'009, weil der Finanzminister gemäss seines
EFD-Kommunikationschefs Peter Minder nicht First Class, sondern konsequent
Businessklasse fliege. Die acht Linienflüge, die Alain Berset zwischen 2015 und 2018
gebucht hatte, kosteten CHF 65'478. Ignazio Cassis (3 Linienflüge; CHF 22'280) und Guy
Parmelin (4 Linienflüge; CHF 18'557) verursachten in ihrer die Untersuchungszeitspanne
nicht ganz abdeckenden, kürzeren Amtszeit zwischen Januar 2015 und Ende 2018 etwa

ANDERES
DATUM: 12.04.2018
MARC BÜHLMANN
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gleich hohe Kosten wie Simonetta Sommaruga (4 Linienflüge; CHF 19'017). 49

Bundesrätinnen und Bundesräte müssen mobil sein. Seien es die Flugreisen oder eben
die Dienstwagen der Regierung, die Medien scheinen sich für die Art der Fortbewegung
der Magistratspersonen zu interessieren. Dies dürfte freilich auch damit zu tun haben,
dass die Bundeskanzlei entsprechende Angaben, die ja durchaus auch politische
Haltungen repräsentieren können und einen Blick auf das Funktionieren der politischen
Schweiz erlauben, zur Verfügung stellt. Ein Regierungsmitglied hat Anrecht auf einen
Repräsentationswagen und einen persönlichen Dienstwagen. Während sich alle ausser
Doris Leuthard in einem Mercedes als Repräsentationsauto chauffieren liessen – die
Verkehrsministerin setzte auf einen Tesla –, unterschieden sich die persönlichen
Dienstwagen stärker. Ueli Maurer setzte auch beim Dienstwagen auf einen Mercedes,
Doris Leuthard war mit einem BMW Cabrio unterwegs, Alain Berset mit einem VW
Sharan und Simonetta Sommaruga, die lange Zeit auf einen Dienstwagen verzichtet und
das Sharing-Angebot Mobility genutzt hatte, hatte sich einen Mini Cooper angeschafft.
Ignazio Cassis und Johann Schneider-Ammann waren mit ihren privat bezahlten
Fahrzeugen unterwegs, konnten aber für Dienstreisen dem Bund 80 Rappen pro
Kilometer berechnen. Als «speziell» bezeichnete die Sonntagszeitung den Fall von Guy
Parmelin: Er habe dem Bund seinen eigenen Mazda für CHF 20'000 verkauft und fahre
diesen nun als Dienstwagen. Der Grund für die Finanzierung der Mobilität durch den
Bund ist die Sicherheit. Wartung und Unterhalt würden vom Bund wahrgenommen, weil
Bundesräte rund um die Uhr Bundesräte seien – so Ursula Eggenberger von der
Bundeskanzlei. Die Dienstautos dürfen auch privat und von den Ehepartnern benutzt
werden. In diesem Fall werden den Magistratinnen und Magistraten 0.8 Prozent des
Neupreises pro Monat verrechnet. Frühestens nach vier Jahren kann ein neuer
Dienstwagen beschafft werden. 50

ANDERES
DATUM: 06.07.2018
MARC BÜHLMANN

Regierungspolitik

Bereits 2010 hatte der Bundesrat begonnen, einige Sitzungen ausserhalb des
Bundeshauses abzuhalten. Die auf eine Idee von Micheline Calmy-Rey zurückgehenden
Bundesratssitzungen ‚extra muros‘ sollen die Verbundenheit der Regierung mit der
Bevölkerung in allen Regionen der Schweiz unterstreichen. Nachdem der Bundesrat
2010 in Bellinzona und Delémont getagt hatte, waren im März 2011 Altdorf, am 17. August
Siders und am 19. Oktober Basel Schauplatz der Bundesratssitzungen, in deren
Anschluss jeweils nicht nur Besprechungen mit den Regierungsbehörden, sondern auch
Treffen mit der Bevölkerung stattfanden. 51

ANDERES
DATUM: 15.10.2011
MARC BÜHLMANN

Auch 2012 führte der Bundesrat die Idee von Bundesratssitzungen ‚extra muros‘ fort,
um seine Verbundenheit mit der Bevölkerung in allen Regionen der Schweiz zu
bekunden. Die 2010 begonnene Tradition führte im Berichtsjahr nach Schaffhausen, wo
die Regierung nach ihrer Sitzung mit der Bevölkerung zusammenkam und den
Schaffhauser Regierungsrat zu einem Arbeitsessen einlud. 52

ANDERES
DATUM: 29.03.2012
MARC BÜHLMANN

Die 2010 begonnene Idee von ordentlichen Bundesratssitzungen ‚extra muros‘ wurde
auch im Berichtjahr umgesetzt. Am 24. April tagten die Regierungsmitglieder in Schloss
Prangins (VD) und trafen sich im Anschluss mit der Bevölkerung von Nyon. 53

ANDERES
DATUM: 28.04.2013
MARC BÜHLMANN

Auch 2014 führte die Regierung eine Bundesratssitzung ‚extra muros‘ durch. Das war
die insgesamt achte seit 2010, also seit der Entstehung der Idee, ausserhalb von Bern
eine Sitzung abzuhalten und sich anschliessend mit der Bevölkerung und den jeweiligen
Behörden zu treffen. Ziel sei es, die Verbundenheit mit den verschiedenen Regionen
der Schweiz zu zeigen. Am 14. April begab sich der Bundesrat nach Schwyz. 54

ANDERES
DATUM: 14.04.2014
MARC BÜHLMANN
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Die so genannte Lex Leuenberger, eine Karenzfrist für die Übernahme von Mandaten
durch ehemalige Bundesrätinnen und Bundesräte, war zwar in der Zwischenzeit kein
Thema mehr, in einem Interview mit dem Westschweizer Radio RTS plauderte der
ehemalige SP-Bundesrat aber aus dem Nähkästchen. Er sei von seiner Partei
fallengelassen und zu seinem Rücktritt gedrängt worden. Tatsächlich war der Ausstieg
Leuenbergers aus der Exekutive 2010, trotz 15-jähriger Amtszeit, ziemlich überraschend
gekommen. Er habe deshalb wohl "etwas zu nervös" Job-Angebote gesucht und das
Implenia-Mandat angenommen. Es war dieser Einsitz im Verwaltungsrat der Baufirma,
der ursächlich war für die Kritik am ehemaligen Infrastrukturminister sowie für die Idee
einer Lex Leuenberger. Er habe das Amt damals auch deshalb übernommen – so
Leuenberger weiter –, um seine Partei ein wenig zu provozieren. Er habe aber rasch
eingesehen, dass das nicht sehr weise gewesen sei und deshalb sein
Verwaltungsratsmandat nach zwei Jahren wieder abgegeben. 55

ANDERES
DATUM: 21.07.2015
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

En décembre de l’année sous revue, le Conseil fédéral a dressé le bilan de
l’implémentation de la loi sur le travail au noir (LTN), entrée en vigueur en 2008. Le
gouvernement a conclu que la LTN avait globalement fait ses preuves. Néanmoins, il a
estimé que la lutte contre le travail au noir pouvait être améliorée. Le Conseil fédéral a
notamment constaté que les compétences dont disposaient les inspecteurs chargés
des contrôles ainsi que les obligations de déclaration des employeurs ne permettaient
que difficilement de prouver l’existence du travail au noir. Afin de pallier ces lacunes, le
Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de l’économie (DFE) d’examiner, d’ici
fin 2014, la possibilité de réviser la loi ou l’ordonnance correspondante. 56

ANDERES
DATUM: 20.12.2012
LAURENT BERNHARD

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im November kündigte Bundesrat Samuel Schmid seinen Rücktritt an. Durch ihre
heftigen Angriffe auf ihn und seine Arbeit hatte die SVP zu dieser Entwicklung
beigetragen. Der Partei bot sich nun die Möglichkeit einer Bundesratskandidatur. Mit
Spannung wurde erwartet, ob die SVP erneut Christoph Blocher nominieren würde –
was angesichts seiner geringen Wahlchancen einem freiwilligen Verbleib in der
Opposition gleichgekommen wäre. Die SVP-Bundeshausfraktion entschied sich für ein
Zweierticket mit Christoph Blocher und Ueli Maurer. Ueli Maurer wurde am 10.
Dezember äusserst knapp in den Bundesrat gewählt – mit 122 Stimmen im dritten
Wahlgang, was genau dem absoluten Mehr entsprach. Einer Wahl nahe war der
Präsident des Bauernverbands, Hansjörg Walter (svp, TG) mit 121 Stimmen gewesen.
Blocher erhielt im ersten Wahlgang 54 Stimmen. Walter hatte vor der Wahl erklärt, er
würde das Bundesratsamt ablehnen. Nach Einschätzungen in der Presse setzte ihn die
SVP-Parteispitze diesbezüglich stark unter Druck. Mit der Wahl Maurers konnte die SVP
einen linientreuen Vertreter in die Regierung bringen. 57

ANDERES
DATUM: 12.12.2008
SABINE HOHL

Ebenfalls im Juni wurde bekannt, dass die CVP für den nach dem Rücktritt von Pascal
Couchepin (fdp) frei gewordenen Bundesratssitz eine Kandidatur lancieren würde.
Ihren Sitzanspruch begründete die CVP damit, dass die Position der Mitte in der
Regierung gestärkt werden müsse. Zudem wies die CVP darauf hin, dass die CVP-GLP-
EVP-Fraktion in der Bundesversammlung grösser sei als die freisinnig-liberale Fraktion,
weshalb der CVP eher zwei Bundesratssitze zuständen als der FDP. Als CVP-Kandidat
war von Anfang an Ständerat Urs Schwaller (FR) im Gespräch, der im August dann auch
öffentlich sein Interesse an einer Wahl erklärte und von der Fraktion nominiert wurde.
Als Schwierigkeit stellte sich jedoch heraus, dass der aus dem deutschsprachigen Teil
des Kantons Freiburg stammende Schwaller nicht als Romand wahrgenommen wurde.
Für die Rückeroberung eines zweiten Bundesratssitzes wäre die CVP auf die
Unterstützung der Linksparteien angewiesen gewesen. Diese hatten jedoch kein starkes

ANDERES
DATUM: 01.09.2009
SABINE HOHL
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Interesse daran, die CVP-Kandidatur zu unterstützen. Bei der Wahl setzte sich der FDP-
Kandidat Didier Burkhalter durch. 58

Für einen Eklat sorgte SP-Präsident Christian Levrat, der – unzufrieden mit der
Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen – den Präsidenten der FDP
Fulvio Pelli der Lüge bezichtigte. Die FDP hätte versprochen, dass sie einen
Departementswechsel der Bundesräte Maurer und Widmer-Schlumpf verhindern würde
und einer Sitzverteilung nach dem Anciennitätsprinzip nicht entgegenstehen würde,
unter der Bedingung, dass die SP den FDP-Bundesratssitz unterstützte. Beide
Versprechen hätten die Freisinnigen nicht eingehalten. Die grosse Rochade bei der
Departementsverteilung hatte zur Folge, dass die SP nicht nur das Uvek an die CVP
abgeben musste, sondern auch, dass Bundesrätin Sommaruga als
Konsumentenschützerin nicht das Volkswirtschaftsdepartement erhielt, sondern als
Nichtjuristin das EJPD übernehmen musste. Pelli seinerseits kündigte eine
Verleumdungsklage gegen Levrat an. Die Causa Levrat-Pelli beschäftigte die Presse
einige Tage lang, bevor der Streit Mitte Oktober mit einer dürren Medienmitteilung
beigelegt wurde. 59

ANDERES
DATUM: 13.10.2010
MARC BÜHLMANN

1) NZZ, SGT, 3.1.17
2) NZZ, 26.4. und 16.5.92; BZ; 11.5. und 16.5.92. Vgl. auch unten, Teil I, 3 (Armement). Zur vorjährigen Debatte über die
Zauberformel siehe SPJ 1991, S. 36.; Presse vom 27.10.92; Ww, 19.11.92; BZ, 8.12.92.
3) Presse vom 14.1.93. Siehe auch TAM, 20.3.93; Presse vom 31.3.93.
4) Presse vom 14.1.93. Nomination SP-GE: Presse vom 19.1., 20.1. und 28.1.93. U. Altermatt in Lib., 13.12.93.
5) Matthey: Presse vom 14.1.-2.3.93; NZZ, 23.1.93 (Nomination). SPS: Presse vom 15.2. (Vorstand) und 20.2.93 (Fraktion).;
Presse vom 3.3.93.
6) NQ, Sonntags-Blick, SoZ und Suisse vom 7.3.93; Presse vom 8.3.93; BaZ und SN, 8.3.93; Dém., 8.3.93; NQ, 10.3.93.; NZZ,
6.3.93. Zu Dreifuss vgl. auch Presse vom 9.3.93; Bund, 13.3.93; NQ und Suisse, 14.3.93; JdG, 19.3.93; Presse vom 20.3.93;
NZZ, 2.4.93; TAM, 14.8.93.; Presse vom 4.3.93.; Presse vom 5.3. und 6.3.93 (SP-Basis und Mauch); Express, 5.3.93 (SP-NE).
7) Presse vom 12.3.93.
8) Presse vom 31.8. und 31.10.95; BZ, 28.10.95; BaZ, 30.10.95.; Presse vom 31.8.95.; Rücktrittsforderungen: Blick, 19.5. und
22.5.95; SoZ, 21.5. und 28.5.95; Sonntags-Blick, 27.8.95. SP: BüZ, 16.8.95.
9) Presse vom 15.1. und 16.1.98 (Rücktritt); Presse vom 5.10.98. Siehe auch Lit. Margot.
10) NLZ, 17.1.98; TA, 19.1.98; TA, 3.7.98; Blick, 4.7.98; Presse vom 6.7.98 (DV). Für die Geschichte der Volkswahlforderung siehe
BaZ, 6.2.98 und U. Altermatt, „Volkswahl des Bundesrates –  ein Protestinstrument“, in NZZ, 25.2.98.
11) Presse vom 14.1.99. Zur Widerlegung des Vorwurfs der von der Partei geplanten Aktion siehe LT, 22.1.99. Vgl. auch die Titel
der Pressekommentare vom 14.1.99: „Rettungsring für die CVP“ (Bund), „Im Interesse der Partei“ (AZ). Für eine Würdigung
der zurücktretenden BR siehe u.a. NZZ, 14.1.99 (Koller) und SGT, 1.5.99 (Cotti).
12) Presse vom 15.1.-20.1.99.; NZZ, 10.2.99
13) BaZ, 20.1.99 (FR); NZZ, 27.1.99 (JU und TI); BZ, 30.1.99 (OW); SGT, 3.2.99 (SZ); Presse vom 4.2.99 (ZG); Bund, 10.2.99
(David). Zur Kritik an Durrers Kandidatur siehe etwa LT und Lib., 30.1.99.; Presse vom 3.3.99 (CVP); NZZ, 10.3.99 (übrige
Parteien).; TA, 21.1. (Mürner) und 26.1.99 (Schneider); So-Blick, 24.1.99; SGT, 13.2 (Metzler) und 14.2.99 (Roos).
14) Presse vom 25.-27.10.99; NZZ, 29.10.99 (FDP); BaZ, 19.11.99 (Forderung nach SP-Sitz); Presse vom 27.11. (SVP-Fraktion),
8.12. (CVP ) und 15.12.99 (FDP).
15) Blick, 10.1.00; Presse vom 12.1.00 (Modell); NZZ und SGT, 22.3.00 sowie BaZ, 25.5.00 (Verschiebung); NZZ, 15.4.00 (SVP-
AG). Zur Geschichte der Forderung nach Volkswahl des BR siehe auch A. Kölz in NZZ, 8.4.00.
16) Presse vom 19.10.00.
17) BüZ, 25.10. und 25.11.00 (Brändli); NLZ, 3.11.00 (Siegrist); SGT, 3.11.00 (Eberle); Bund, 13.11.00 (Schmid); TA, 20.11.00
(Fuhrer); Presse vom 29.11.00 (Fraktion).; Presse vom 19.10.00; NZZ, 25.10.00.
18) GP: TA, 27.11.00. SP: LT, 2.11.00; BZ, 4.11.00; NZZ, 7.11. und 8.11.00; TA, 23.11.00 (Siegrist).; NLZ, 18.11.00. Für die welschen
Freisinnigen siehe z.B. LT, 15.12.00.; Presse vom 6.12.00.
19) Presse vom 1.10.02.
20) Nominationen: Calmy-Rey und Maury Pasquier: TG, 14.10.02; Pesenti: Presse vom 18.10.02; LT, 25.10.02; Studer: TA,
22.10.02; Express, 4.11.02; Lüthi: Lib., 11.10. und 29.10.02. Polemik um Lüthi: LT, 12.10., 16.11., 19.11. und 22.11.02; TA, 23.10.
und 18.11.02; Bund und SGT, 20.11.02.; Presse vom 1.10. und 2.10.02.; Presse vom 9.11. (SPS-Leitung) und vom 16.11.02
(Fraktion).
21) TA, 24.8.02; NLZ, 3.10.02; Presse vom 5.11.02. Parteitag: Presse vom 18.11.02. Siehe auch SVP-Fraktionschef Bader (BL) in
BaZ, 30.11.02.
22) NLZ, 7.12.02; Presse vom 12.12.02.
23) Nominationen: Bund, 1.10.03 (Beerli); AZ, 21.10.03 (Egerszegi); CdT, 24.10.03 (Pelli); Presse vom 25.10.03 (Steinegger); TA,
29.10.03 (Merz); Presse vom 27.11.03 (Fraktion).; Presse vom 17.9.03; AB NR, 2003, S. 2143 ff.
24) Bund, 21.10.03; TA, 23.10.03; Presse vom 3.12.03 (Fraktion). Zur CVP-internen Kritik siehe auch NLZ, 6.11.03 (Gernet),
NZZ, 7.11.03 (Hartmann) und AZ, 4.12.03 (Carlo Schmid). Zu den Hintergründen des Entscheids der CVP-Spitze siehe auch
SoZ, 28.12.03.; Presse vom 20.10. und 21.10.03 (Ankündigung Maurers); TA, 21.10.03 (Fraktionsführung); Presse vom 25.10.03
(Fraktion); Bund, 22.10.03 und TA, 23.10. und 24.11.03 (Kritik); Presse vom 1.12.03 (DV). Zur Vorbereitung der SVP-
Ankündigung siehe LT, 22.10.03 und Blick, 24.10.03.; Presse vom 21.10., 24.10. und 3.12.03.; SGT, 25.6. und 1.7.03; Blick, Bund
und TA, 31.10.03 (Forderungen an die CVP); TA, 22.10.03 (FDP-Sitz); Blick und TA, 30.10.03 (CVP); BZ, 8.11.03 (GP); NZZ,
3.12.03 (SP-Fraktion).
25) Presse vom 15.12.03. Zur Verabschiedung und Würdigung der nicht wiedergewählten Ruth Metzler siehe BZ, 19.12.03;
BaZ, 29.12.03.
26) TA, 19.5. und 24.5.07.
27) NZZ, 19.12.07.
28) Presse vom 22.9., 23.9. und 25.9. (Herzkrise und Operation), 3.10. und 18.10. (Rückkehrpläne) sowie 4.11.08 (Rückkehr).
29) Helbling: NZZ, 21.2.08. Simonazzi: LT, 13.11.08.
30) Brunner: NLZ, 31.7.08; So-Blick, 16.11.08. SVP-ZH: Presse vom 18.11.08; NZZ, 25.11.08. Andere SVP-Kantonalsektionen:
NZZ, 18.11. (BE und VD), 19.11. (SH und SZ) und 24.11.08 (BL). SVP-Frauen: TA, 20.11.08. Hinwil: TA, 26.11.08. SVP-Fraktion: TA,
1.10.08; Presse vom 27.11. und 28.11.08. Andere Parteien: AZ und Lib., 14.11.08; BaZ, 19.11.08. NR Walter: SGT, 19.11.08; TA,
6.12.08; TG, 10.12.08. Ausschlussdrohung: TA, 8.12.08.
31) TA, 21.3.09; NZZ, 27.3.09. Zu Sigg siehe TA, 25.3.09.
32) Presse vom 13.6.09; NZZ, 30.10.09.
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33) Presse vom 10.7.10; NZZ, 10.7.10.; Presse vom 7.8.10; NZZ, 7.8.10.; Presse vom 9.8. und 10.8.10.
34) Presse vom 1. Bis 4.9.10.
35) Presse vom 28.9.10; NZZ, 29.9.10.
36) Medienmitteilung Calmy-Rey vom 7.9.11; Presse vom 8.9. und 9.9.11; Jahresziele: BRG 11.9005: AB NR, 2011, S. 1892 f.; NZZ,
6.12.11.
37) Empfehlung: Presse vom 5.12; SVP: Presse vom 2.12.11; BDP und CVP: Presse vom 6.12.11.; NZZ, 16.7.11; 4.10.11; Maillard:
Presse vom 27.10.11; Berset: Presse vom 5.10.11; Rossini: Presse vom 4.10.11; Carobbio: Presse vom 28.10.11; Ticket: Presse
vom 26.11.11; Tessin: CdT, 26.11.11, NZZ, 28.11.11.; Presse vom 28.10.11; SoZ, 30.10.11; Presse vom 31.10.11; Grüne: Lib. und Exp.,
1.7.11; SZ, 7.8.11; Presse vom 8.8.11; NZZ, 12.9. und 8.10.11.; Rime: SZ und SOS, 2.3.11; Baader: Presse vom 28.10; Eberle: AZ,
9.9.11; Amstutz: BZ, 7.11.11; Spuhler, Blick, 18.11.11; Brunner: SoZ, 13.11.; Parmelin: NZZ, 14.11.11, 24h, 19.11.11; Germann: BaZ,
16.11.11; Stark: SGT, 25.11.11; Tännler: Presse vom 30.11.11; Zuppiger: Presse vom 29.11. und 30.11.11; Vorwürfe gegen Zuppiger:
WW, 8.12.12; Presse vom 8.12.-9.12.11; Nachnominierung Walter und Kritik: Presse vom 9.12. und 10.12.11.
38) Presse vom 17.12.11.
39) So-Bli, 14.12.14; NZZ, 15.12.14
40) Blick, 1.6.15; WW, 18.6.15
41) SoZ, 14.6.15; Blick, WW, 2.7.15; Blick, 3.7., 4.7., 3.8.15; TG, 23.9.15; Blick, 24.9.15; SO, 27.9.15; Blick, 11.11.15
42) Medienmitteilung GPK-N vom 24.11.2015; LT, 29.7.15; SGT, 25.11.15
43) Bericht  LTDB vom 8.3.2016; NZZ, 6.5.16; Blick, 15.7.16; BaZ, 2.9.16
44) Medienmitteilung BR vom 18.8.2016; Medienmitteilung BR vom 20.10.2016; Medienmitteilung BR vom 28.4.2016; NZZ,
29.4.16
45) Medienmitteilung BR vom 18.5.16; Blick, 6.5.16; AZ, Blick, LT, Lib, NZZ, TA, TG, 7.5.16; SO, So-Bli, SoZ, 8.5.16; Blick, 9.5.16;
AZ, Blick, NZZ, SGT, TG, 10.5.16; Blick, LT, NZZ, TG, 11.5.16; AZ, Blick, NZZ, TA, TG, WW, 12.5.16; NZZ, 14.5.16; Blick, LT, Lib, NZZ,
TA, TG, WW, 19.5.16; LT, Lib, TG, 20.5.16; LT, 21.5.16
46) Medienmitteilung SP vom 9.6.16; NZZ, 10.6., 11.6.16
47) Medienmitteilung BR vom 7.7.2016; Medienmitteilung BR vom 8.7.2016; Blick, Exp, 8.7.16; AZ, TA, 9.7.16; So-Bli, 10.7.16
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